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(Mr. 13924.) Geſetz ber die Geſtütverwaltung. Vom 30. Juni 1983, m 5 inf U 
22 ` Ye 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: Y y h N 
9 1. A 


Die Zweite Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 29. Ok⸗ 
tober 1932 (Geſetzſamml. S. 333) erhält 


a) im § 4 Abſ. 1 unter d folgenden Zuſatz: 


4. die Geſtütverwaltung, einſchließlich der Landespferdezucht und der Rennwett⸗ 
angelegenheiten, 


b) im $ 9 Abſ. 2 folgenden Zuſatz: 
6. Abteilung für Geſtüte und Pferdezucht. 
Im 8 4 Abl. 2 wird Nr. 5 „Abteilung für Geſtüte und Tierzucht“ geſtrichen. 


8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 30. Juni 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, Popitz, 
ER EIER für Sanbisteiihaht Dominik Gochen. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 30. Juni 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
; Göring. 


(Bierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Juli 1933.) 
Geſetzſammlung 1933, (Nr. 13 924—13 980.) 
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(Nr. 13925.) Geſetz über eine Ergänzung des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze. Bom 
4. Juli 1933, 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt zuzulaſſen, daß bei der Anſtellung der jetzigen 
kommiſſariſchen Verwalter der Stellen des Oberbürgermeiſters in Eſſen und des Stadtkämmerers 
der Hauptſtadt Berlin in dieſen Stellen die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung einer 
Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) in der Faſſung des Geſetzes vom 
8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) ausnahmsweiſe keine Anwendung finden. 


Berlin, den 15. Juni 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 4. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13926.) Geſetz zur Sicherung der Verwaltung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. Vom 
4. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Die Durchführung der im 8 6 der Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlen⸗ 
bezirk vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 286) vorgeſehenen Wahlen wird ausgeſetzt. 


8 2. 

() Die von den Stadtverordnetenverſammlungen und Kreistagen gewählten Wahlmänner 
($ 11 Abſ. 2 der Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk) wählen aus der 
Zahl der ſeit dem 12. März 1933 auf Grund der geltenden Beſtimmungen neu gewählten Ab⸗ 
geordneten acht Mitglieder des Verbandsausſchuſſes und acht Stellvertreter. Schriftliche Wahl 
iſt zuläſſig, wenn mehr als die Hälfte der Wahlmänner einverſtanden iſt. 

(2) Weitere acht Mitglieder des Verbandsausſchuſſes und acht Stellvertreter werden an Stelle 
der von den Abgeordneten der Arbeitsgemeinſchaften zu wählenden acht Mitglieder ( 11 Abſ. 3 
und 4 der Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk) von dem Miniſter für 
Wirtſchaft und Arbeit und dem Miniſter des Innern gemeinſam ernannt. 


8 3. 
Dem Verbandsausſchuſſe wird die Zuſtändigkeit der Verbandsverſammlung übertragen. Der 
Verbandspräſident iſt zu den Sitzungen einzuladen. 


SE 
Die zuftändigen Minifter find ermächtigt, die zur Durchführung und Ausführung dieſes Ge- 
ſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
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8 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Den Zeitpunkt ſeines Außer⸗ 
krafttretens beſtimmen die zuſtändigen Miniſter. 


Berlin, den 4. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 4. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Minifterpräfident. 


Göring. 


(Rr. 13927.) Verordnung über die Erhebung der Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz 

Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. Vom 16. Juni 1933. 5 

Auf Grund des 8 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 

Geſetzſamml. S. 126) in der durch die Geſetze vom 16. Dezember 1920 und 22. Mai 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1921 S. 41, 1923 S. 267) abgeänderten Faſſung wird verordnet, was folgt: 


; 81. 

Die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 
werden nach dem Maßſtabe der Einheitswerte auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes vom 
10. Auguſt 1925 8 re 2. 

39. Mat 1931 (eichsgeſetzbl. 1925 1 S. 214, 1931 I S. 222) au” die beitragspflichtigen Be⸗ 
ſitzungen umgelegt. Maßgebend für die Verteilung der Beiträge ſind die Einheitswerte des laufenden 
Hauptfeſtſtellungszeitraums. 

Die Verwendung der Einheitswerte eines früheren Hauptfeſtſtellungszeitraums als Umlage⸗ 
maßſtab iſt zuläſſig, wenn bei Verwendung der Veranlagungsergebniſſe des laufenden Haupt⸗ 
feſtſtellungszeitraums die rechtzeitige Durchführung der Hebegeſchäfte nicht geſichert iſt. 


5 8 2. 

Von denjenigen beitragspflichtigen Beſitzungen, deren Einheitswerte auf Grund des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes nicht feſtgeſtellt ſind, werden die Beiträge nach dem Grundſteuerreinertrag er⸗ 
hoben mit der Maßgabe, daß ein Beitragsſatz von 1 vom Tauſend des Einheitswerts einem 
Beitragsſatze von 6,43 vom Hundert des Grundſteuerreinertrags gleichzuſetzen iſt. Die Abrundungs⸗ 
vorſchrift im § 18 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes bleibt unberührt. : 


8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1933 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt 
die Verordnung vom 9. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 90) außer Kraft. 


Berlin, den 16. Juni 1933. > 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Hugenberg. 
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(Nr. 13928.) Polizeiverordnung über die Verwendung von brennbaren Flüſſigkeiten zu Koch⸗ und 
Heizzwecken. Vom 17. Juni 1933, 

Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in Ber- 
bindung mit $ 368 Ziffer 8 des Reichsſtrafgeſetzbuchs wird für das Land Preußen folgendes 
verordnet: 

8 1. 

(1) Brennbare Flüſſigkeiten und die damit und daraus hergeſtellten flüſſigen Miſchungen, die 
bei einem Barometerſtande von 760 mm und bei einer Erwärmung auf weniger als 21 Celſius 
entflammbare Dämpfe entwickeln (z. B. Benzin, Benzol), dürfen zu Koch⸗ und Heizzwecken nicht 
benutzt werden. 

(2) Dieſes Verbot gilt nicht für Flüſſigkeiten, Miſchungen oder Löſungen, die ſich mit Waſſer 
in beliebigem Verhältniſſe miſchen laffen (z. B. Spiritus). 


$ 2. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung der Vorſchriften des $ 1 wird hiermit die Feſtſetzung von 
Zwangsgeld in Höhe bis zu 150 Nell angedroht. Zuwiderhandlungen können außerdem gemäß 
S 368 Ziffer 8 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafe bis zu 150 RM oder mit Haft bis zu 
14 Tagen beſtraft werden. 

8 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1938 außer Kraft. 
Berlin, den 17. Juni 1933. 


Der Preußiſche Minister des Innern. 


Göring. 


(Nr. 13929.) Bekanntmachung der Vereinbarung vom 29. März /28. April 1933, betreffend die 
Anderung des Staatsvertrags zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen 
über die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und 
Ablöſungen im Lande Thüringen durch die preußiſchen Landeskulturbehörden vom 
5. Dezember 25. Vom 13. Juni 1933. Fau 


| Bereinbarung, 

betreffend die Änderung des Staatsvertrags zwiſchen dem Lande Preußen und dem 

Lande Thüringen über die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeins 

heitsteilungen und Ablöſungen im Lande Thüringen durch die Preußiſchen Landes⸗ 
kulturbehörden vom 5. Dezember 1925. 

Auf Grund der preußiſchen Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 
vom 3. September 1932 (Preuß. Geſetzſamml. S. 283/295) und der Ergänzungsverordnung dazu 
vom 17. März 1933 (Preuß. Geſetzſamml. S. 43) tritt eine Anderung der Organiſation der 
Preußiſchen Landeskulturbehörden ein. Hierdurch erweiſt ſich die Anderung von Beſtimmungen 
des zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen über die Durchführung der Grund⸗ 
ſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöſungen im Lande Thüringen durch die 
Preußiſchen Landeskulturbehörden abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 5. Dezember 1925 Geſetz⸗ 
ſamml. f. Thür. 1926 S. 290, Preuß. Geſetzſamml. 1926 S. 320) als nötig. In Abänderung 
und Ergänzung dieſes Staatsvertrags treffen die auf Grund des Artikels 12 daſelbſt hierzu er⸗ 
mächtigten beiderſeits zuſtändigen Miniſter, nämlich 

für das Land Preußen: 
die Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des Innern (Kommiſſare 
des Reichs), 
für das Land Thüringen: 
das Thüringiſche Wirtſchaftsminiſterium, 
folgende Vereinbarung: 


- 
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I. ' 

An Stelle des bisher für thüringiſche Landeskulturangelegenheiten zuſtändigen Präſidenten 
des Landeskulturamts in Merſeburg tritt der Oberpräſident der Provinz Sachſen. 

Bei der Bearbeitung der thüringiſchen Landeskulturangelegenheiten, für die die preußiſchen 
Behörden zuftändig find, wird der Oberpräſident durch den ihm für Landeskulturangelegenheiten 
beigegebenen Regierungsdirektor vertreten. 

II. 

Über die in thüringiſchen Landeskulturangelegenheiten vorkommenden Streitigkeiten ent⸗ 
ſcheidet im zweiten Rechtszuge an Stelle des Landeskulturamts eine für thüringiſche Landeskultur⸗ 
angelegenheiten zu bildende Spruchkammer. Sie beſteht aus den dem Oberpräſidenten für die 
Bearbeitung von Landeskulturangelegenheiten beigegebenen planmäßigen höheren Beamten ein⸗ 
ſchließlich der zuſtändigen Hilfsarbeiter. Den Vorſitz in der Spruchkammer führt der Regierungs⸗ 
direktor (ſiehe Ziffer I Abſ. 2) und bei feiner Verhinderung der nächſtdienſtältere höhere Beamte. 
Die Spruchkammer iſt beſchlußfähig, wenn der Vorſitzer oder ſein Stellvertreter und zwei Mit⸗ 
glieder anweſend ſind. ; 

Die Mitglieder der Spruchkammer follen mindeſtens drei Jahre in Landeskulturangelegen⸗ 
heiten tätig geweſen ſein. Sie ſind bei ihren Entſcheidungen unabhängig und nur den Geſetzen 
unterworfen. 

Für den Geſchäftsgang der Spruchkammer erläßt der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten im Einvernehmen mit dem Thüringiſchen Wirtſchaftsminiſterium eine Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung. 

III. 

An die Stelle des Oberlandeskulturamts tritt bei Streitigkeiten für die Entſcheidungen im 

dritten Rechtszuge der Landeskulturſenat des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts in Berlin. 


IV. 
Dieſe Vereinbarung tritt am 1. April 1933 in Kraft. 
Mit demſelben Tage treten die entgegenſtehenden Beſtimmungen des Artikels 1 Abſ. 1 des 
Staatsvertrags vom 5. Dezember 1925 außer Kraft. 


Berlin, am 29. März 1933. 
Weimar, am 28. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter für Der Preußiſche Miniſter 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. des Innern. 
(Kommiſſar des Reichs) (Kommiſſar des Reichs) 
In Vertretung: 
(L. S.) Hugenberg. (L. S.) Grauert. 
Das Thüringiſche Wirtſchaftsminiſterium. 
IV 4881 Mf. (L. S.) Marſchler. 
Die vorſtehende Vereinbarung vom zum 1933 wird hierdurch veröffentlicht. 


Berlin, den 13. Juni 1983. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Hugenberg. 
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(Rr. 13930.) Bekanntmachung über die Anderung der ung der Preußiſche 
Vom 23. Juni 1933, ng der Satzung der Preußiſchen Landesrentenbank. 


' Auf Grund des $ 8 Abſ. 1 des Preußiſchen Landesrentenbankgeſetzes vom 29. Dezember 1927 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. S. 154) wird die in der 
Anſtaltsverſammlung der Preußiſchen Landesrentenbank vom 2. Juni 1933 beſchloſſene und von 
uns genehmigte Anderung der Satzung hiermit bekanntgegeben. 
Hinter § 25 der Satzung ift folgender neuer $ 25 a einzufügen: 
Abweichend von der Vorſchrift des § 12 Abſ. 2 des Landesrentenbankgeſetzes kann 
die Abfindung 

a) auch ausſchließlich in Landesrentenbriefen zum Nennwert gewährt werden, 
b) mit Zuſtimmung des Abfindungsberechtigten auch dadurch gewährt werden, 
daß die Landesrentenbank die Abfindung ausſchließlich in bar gewährt oder 

verſchafft oder für den Abfindungsberechtigten Schuldverbindlichkeiten tilgt. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 


Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter für 
Finanzminiſter. Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
(Kommiſſar des Reichs) 
In Vertretung: Im Auftrage: 
Landfried. Hellich. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſauumlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 EEE Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Im Minifterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Teil II Nr. 26 vom 14. Juni 1933 
ift auf Seite 261 ff. die Gebührenordnung des Preußiſchen Miniſters des Innern für die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau einſchließlich der Trichinenſchau bei Schlachtungen außerhalb der Gemeinden mit 
Schlachthauszwang (G. O.) vom 9. Juni 1933 veröffentlicht worden, die am 1. Juli 1933 in 
Kraft tritt, 


Berlin, den 22. Juni 1933. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


2. Im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 7 vom 3. April 1933 — S. 95 — und im 
Amtsblatt der Regierung zu Schleswig Stück 18 von 1933 S. 142 — ausgegeben am 6. Mai 1933 — 
iſt ein Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Januar 1933 über die Anderung des 
$ 16 der Satzung des Sparkaſſen⸗Giroverbandes Schleswig⸗Holſtein veröffentlicht worden, der am 
4. April 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 


3. Im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 11 vom 18. Mai 1933 S. 214 und in den 
Amtsblättern der Regierungen zu Münſter, Stück 20 von 1933, ausgegeben am 20. Mai 1933, Minden, 
Stück 20 von 1933, ausgegeben am 20. Mai 1933, und Arnsberg, Stück 19 von 1933, ausgegeben am 
13. Mai 1933, iſt je als Sonderbeilage ein Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. April 
1933 über die Errichtung des „Weſtfäliſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverbandes“ unter Feſtſetzung der 
Satzung des Verbandes veröffentlicht worden, der am 1. Mai 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 26. Juni 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 
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4. Im Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Teil II Nr. 27 vom 21. Juni 1933 
iſt auf Seite 295 die Sondergebührenordnung des Preußiſchen Miniſters des Innern für die Schlacht⸗ 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau einſchl. der Trichinenſchau bei Schlachtungen in der Provinz Heſſen⸗Naſſau 
außerhalb der Gemeinden mit Schlachthauszwang vom 16. Juni 1933 veröffentlicht worden, die am 
1. Juli 1933 in Kraft tritt. 


Berlin, den 29. Juni 1933. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Mai 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Saarburg für den Ausbau 
der Obermoſelſtraße in der Gemarkung Wehr 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 24 S. 73, ausgegeben am 17. Juni 1933; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Mai 1933 


über die Genehmigung des erſten Nachtrags zur Satzung der Centrallandſchaft für die 
preußiſchen Staaten 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 30 S. 189, ausgegeben am 24. Juni 1933; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1933 
über die Genehmigung des am 27. April 1933 beſchloſſenen Nachtrags zur Satzung der 
Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 24 S. 184, ausgegeben am 17. Juni 1933; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Mai 1933 

über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Effen für 
den Bau einer bei Lobach im Stadtkreis Remſcheid von ihrer beſtehenden Gasfernleitung 
abzweigenden Gasfernleitung zum Gaswerk in Hückeswagen ſowie für den Bau von 
Anſchlußleitungen zu den Mannesmannröhren⸗Werken Remſcheid, der Feilenfabrik 
Preyersmühle, der Firma Robert Weber, Wermelskirchen, der Firma Gebr. Wilms, 
Wermelskirchen, der Firma Brotfabrik Bergiſch⸗Born 

durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 24 S. 178, ausgegeben am 17. Juni 1933; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Lübbecke für den Ausbau der 
Umgehungsſtraße Oſt⸗Weſt zwiſchen Mindener- und Bahnhofſtraße (Fernverkehrsſtraße 65) 
in Lübbecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 24 S. 102, ausgegeben am 17. Juni 1933; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Ruhrtalſperrenverein in Eſſen für 
die aus Anlaß des Baues der neuen Verſetalſperre im Kreiſe Altena erforderliche Ver⸗ 
legung der Kreisſtraße im Verſetal 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 23 S. 83, ausgegeben am 10. Juni 1933; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Saarburg für den Ausbau 
der Obermoſelſtraße in den Gemarkungen Helfant und Wincheringen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 24 S. 73, ausgegeben am 17. Juni 1933; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Amt Ibbenbüren für die Waſſer⸗ 
verſorgung des Amtes Ibbenbüren 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 25 S. 93, ausgegeben am 24. Juni 1933. 
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